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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. April 1952 

6 - 65 304 -609/52 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über das Abkommen 
über Meistbegünstigung vom 16. November 
1951 zwischen der Bundesrepublik Deutschi and 
und der Republik Libanon 

nebst Begründung # und Abkommen mit der Bitte, die Zustimmung 
des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 82. Sitzung am 4. April 1952 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Dr. Adenauer 


brück: Bonner Unlversitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
All ein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 39, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 

über das Abkommen über Meistbegünstigung vom 16. November 1951 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Libanon 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

A r t i k e 1 I 

Dem in Rom am 16. November 1951 
Unterzeichneten Abkommen über Meistbe- 
günstigung zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Libanon 
wird zugestimmt. 

Artikel II 

(1) .Das Abkommen über Meistbegünsti- 
gung wird nachstehend mit Gesetzeskraft 
veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen über 
Meistbegünstigung gemäß seinem Artikel 5 
in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzugeben. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach d£r Ver- 
kündung in Kraft. 


Begründung 


Im August 1951 fanden in Bonn Verhand- 
lungen zwischen einer deutschen und einer 
libanesischen Delegation statt, die am 
21. August zur Paraphierung und am 16. No- 
vember 1951 in Rom zur Unterzeichnung 

a) eines Abkommens über den Waren- 
verkehr, 

b) eines Zahlungsabkommens, 

c) eines Abkommens über Meistbegün- 
stigung 

führten. 

Die Bestimmungen des 

Abkommens über Meistbegünstigung zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland 
und 

der Republik Libanon 


bedürfen nach Art. 59, Abs. 2 des Grund- 
gesetzes der Zustimmung der gesetzgebenden 
Körperschaften in der Form eines Bundes- 
gesetzes. Der Entwurf für ein solches Gesetz 
wird hiermit vorgelegt. 

Die Vereinbarungen des Abkommens, die das 
Ziel haben, die günstigsten Bedingungen für 
die Abwicklung des Handelsverkehrs zwi- 
schen den beiden vertragschließenden Län- 
dern zu schaffen, enthalten insbesondere 

in Artikel 1 

die Zusicherung über die gegenseitige Meist- 
begünstigung für das Zollwesen, die Ertei- 
lung von Ein- und Ausfuhrgenehmigungen, 
die Schiffahrt und das Niederlassungsrecht 
— vorbehaltlich der Bestimmungen eines 
noch abzuschließenden Niederlassungsver- 
trages — ; 
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in Artikel 3 

die Gewährung der Inländerbehandlung auf 
dem Gebiet der gewerblichen Schutzrechte, 
sowie der literarischen und künstlerischen 
Urheberrechte. 

Durch den Abschluß dieses Meistbegünsti- 
gungsabkommens wird im Zusammenhang 
mit dem Abkommen über den Warenver- 
kehr und dem Zahlungsabkommen vom 
16. November 1951 der deutsche Handels- 


verkehr mit dem Libanon erstmalig nach 
dem Krieg auf eine sichere Rechtsgrundlage 
gestellt und eine Ausweitung des deutschen 
Außenhandels erreicht. Der Republik Liba- 
non kommt eine besondere Bedeutung als 
Umschlagplatz für den Vorderen Orient zu. 
Dem Handel der Bundesrepublik Deutsch- 
land werden durch die wirtschaftlichen Be- 
ziehungen mit Libanon neue Wege und Mög- 
lichkeiten im ganzen Gebiet des Nahen und 
Mittleren Ostens erschlossen. 


Abkommen über Meistbegünstigung 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Libanon 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land und die Regierung der Republik Liba- 
non haben, von dem Wunsche geleitet, die 
günstigsten Bedingungen für die Abwicklung 
des Handelsverkehrs zwischen ihren beiden 
Ländern zu schaffen und alle hierbei etwa 
auftretenden Schwierigkeiten zu beseitigen, 
folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Beide Vertragschließenden Teile gewähren 
sich gegenseitig die Meistbegünstigung, ins- 
besondere hinsichtlich: 

a) der Zölle sowie alle anderen Abgaben 
Und Gebühren, der Art ihrer Erhebung, 
der Zollverfahren, Zollförmlichkeiten 
und Gebühren bei der Einfuhr sowie bei 
der Ausfuhr; 

b) der Verfahren bei der Erteilung von Ein- 
und Ausfuhrbewilligungen; 

c) dem freien Zugang von Schiffen zu den 
Häfen, der Benutzung der Hafeneinrich- 
tungen, Abgaben und Gebühren, der 
Dienstleistungen für die Schiffe und ihrer 
Versorgung sowie der Erleichterung beim 
Laden und Löschen der Schiffe und des 
Landganges der Besatzung, mit Ausnahme 
der Vorteile und Vergünstigungen für die 
Schiffahrt in den Hoheitsgewässern 
(Küstenschiffahrt und Fischerei); 

d) der Einreise, des Aufenthaltes, der Nie- 
derlassung und wirtschaftlichen Betäti- 
gung von Gewerbetreibenden und Kauf- 
leuten im Gebiet jedes der beiden Teile; 


e) der Niederlassung und wirtschaftlichen 
Betätigung von Firmen und Handels- 
unternehmen im Gebiete jedes der beiden 
Teile. 

Die Bestimmungen in Absatz d) und e) 
gelten vorbehaltlich der Bestimmungen 
eines von den beiden Vertragschließenden 
Teilen später abzuschließenden Nieder- 
lassungsvertrages. 

Artikel 2 

Die Meistbegünstigung nach Artikel 1 er- 
streckt sich- nicht auf* 

a) Vorrechte, die gegenwärtig oder zukünf- 
tig einer der beiden Vertragschließenden 
Teile zur Erleichterung des Grenzverkehrs 
einem Nachbarlande gewährt hat oder 
gewähren könnte; 

b) Vergünstigungen, die sich auf Grund 
einer Zollunion oder eines ähnlichen Zoll- 
systems oder für ein Freihandelsgebiet 
gegenwärtig oder zukünftig ergeben; 

c) Sonderrechte und Sondervergünstigungen, 
die Libanon einem Mitgliedsland der Liga 
der arabischen Staaten gewährt hat oder 
in Zukunft gewähren könnte (Saudi-Ara- 
bien, Ägypten, Irak, Jordanien, Syrien 
und Yemen). 

Artikel 3 

Jeder der Vertragschließenden Teile ge- 
währt im Rahmen der in seinem Gebiet gel- 
tenden gesetzlichen Bestimmungen den natür- 
lichen und juristischen Personen des anderen 
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Teiles in Bezug auf den Erwerb, Besitz und 
die Erneuerung von gewerblichen Schutz- 
rechten, Verlagsrechten sowie literarischen 
und künstlerischen Urheberrechten Inländer- 
behandlung. Beide Teile sichern sich den 
Schutz gewerblicher, literarischer und künst- 
lerischer Eigentumsrechte zu. Gleichzeitig 
versichern sie, daß die Benutzung gewerb- 
licher Schutzredite bei der Herstellung, 
Kennzeichnung oder Verpackung von Waren 
deutschen oder libanesischen Ursprungs, die 
nach der Bundesrepublik Deutschland oder 
der Republik Libanon eingeführt werden 
sollen, nicht behindert wird. 

Artikel 4 

Sieht sich einer der Vertragschließenden 
Teile gezwungen, Änderungen dieses Vertra- 
ges vorzuschlagen, wird ein Gemischter Aus- 
schuß aus Vertretern beider Vertragschlie- 
ßenden Teile auf Antrag eines der beiden 
Teile innerhalb einer Frist von drei Wochen 
zusammentreten, um diese Änderungen zu 
prüfen. 

Artikel 5 

Dieser Vertrag soll gemäß den gesetzlichen 
Bestimmungen der beiden Vertragschließen- 
den Länder ratifiziert werden. Er tritt am 
1. oder 15. des dem Tage des Austausches 


der Ratifikationsurkunden folgenden Mo- 
nats in Kraft. Dieser Vertrag bleibt ein Jahr 
gültig und verlängert sich stillschweigend von 
Jahr zu Jahr, falls er nicht von einem der 
beiden Teile schriftlich mit dreimonatiger 
Frist vor dem Ablauf seiner jeweiligen Gül- 
tigkeitsdauer gekündigt wird. 


Geschehen zu Rom am 16. November 1951 

in doppelter Ausfertigung, und zwar in 
Deutsch und Arabisch, wobei der Wortlaut 
in beiden Sprachen verbindlich ist. Eine offi- 
zielle französische Übersetzung ist beigefügt. 

Für die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Hans Heinrich Strack 
(Dr. Hans Heinrich Strack) 

Für die Regierung der 
Republik Libanon 
gezeichnet: 

E. Khoury 
(Emile Khoury) 
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